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Ein Ende der ‚Krippenspiele’ ist nicht in Sicht

Kompromiss zur Kleinkinderbetreuung geht zulasten der Gemeinden

Schritt in die richtige Richtung, aber noch nicht ausreichend

Stuttgart.    Noch nicht zufrieden ist der Gemeindetag mit dem gestern in Berlin ausgehandelten Finanzkonzept für den Ausbau der Kleinkinderbetreuung. „Bund und Länder haben sich wieder einmal zulasten der Gemeinden geeinigt“, befürchtet Beigeordneter Johannes Stingl vom Gemeindetag Baden-Württemberg. „Das kann noch nicht das Ende der ‚Krippenspiele’ sein. Es muss nachgebessert werden“, sagte Stingl.

Die Gemeinden bemängeln, dass das Finanzkonzept für zusätzliche Betreuungsplätze im Kern nur bis 2013 reicht. „Das ist ein typisches Anschubprogramm. Wenn 2013 der Rechtsanspruch für zusätzliche Nachfrage sorgt, lässt uns der Staat mit den Betreuungskosten weitgehend allein,“ kritisiert Stingl. Die Betriebskostenförderung ab 2014 mit 770 Millionen trage zur Finanzierung je Kleinkind gerade mit 1.026 Euro jährlich bei. Ein Krippenplatz kostet rund 12.000 Euro jährlich.

Die bis 2013 in Aussicht gestellten 2,15 Milliarden Euro reichten nicht für den geplanten Ausbau auf bundesweit 750.000 Plätze. Die 1,85 Milliarden Euro für die Betriebskosten sei nicht ausreichend. Schon die Gewichtung sei falsch. Weil vor allem der sehr personalintensive Betrieb von Krippen hohe Kosten verursache müsse hier, nicht bei der Investitionsförderung der Schwerpunkt liegen.

Der Gemeindetag fordert die Landesregierung auf, sich mit diesem Kompromiss noch nicht zufriedenzugeben. Er hält die Vorgabe einer bestimmten Zahl von Betreuungsplätzen und einen Rechtsanspruch auf Kleinkinderbetreuung für den falschen Weg. Städte und Gemeinden seien an einem bedarfsgerechten Ausbau der Betreuungsangebote interessiert. Fehlinvestitionen nützten den Familien nicht und der Steuerzahler würde unnötig zur Kasse gebeten. Eine dauerhafte staatliche Mitfinanzierung könne etwa durch die Übertragung eines Steueranteils an die Kommunen gesichert werden, so der Gemeindetag.
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